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Tina Sarli

Die Lehrerin ist
Co-Organisatorin des
Frauenparlaments

Schwyz vomSamstag.

Welcheswar Ihr grösstes
Abenteuer?
Der erste längere Auslandsaufenthalt.

Worin sindSie eingutesVorbild?
Ich kann sehr effizient arbeiten, wenn
es darauf ankommt.

WenwürdenSiewählen,wennSie
einenTag jemandanderes sein
müssten?
Ichmöchtemit niemandem tauschen.
Ich hätte aber gernemal einenTagmit
ToniMorrisonoder JamesBaldwinver-
bracht.

Was ist derbesteRat, denSie
jemalsbekommenhaben?
«Do your best withwhat you’ve got.»

WohingehenSie, umzuentspan-
nen?
Meistens ans Wasser: an den See, ans
Meer, an einen Fluss.

Waswar IhrBerufswunschals
Kind?
Tierärztin.

WaswürdenSie Ihrem jüngeren
Ichgerne sagen?
Lies weiter, du machst das ganz wun-
derbar. Es warten noch so viele span-
nendeGeschichten auf dich.

Welche Jahreszeit habenSiewarum
amliebsten?
Herbst,wegenderFarbenunddesBei-
lagentellers in derWildzeit.

WieengagierenSie sich imFrauen-
parlament?
DasOKhat äusserst engagiert undpro-
fessionell gearbeitet, undwirhabenuns
alle gut ergänzt und gegenseitig unter-
stützt. Ich habe sehr viel vondenFrau-
en gelernt.

HabenSie irgendwelcheWünsche
bezüglichdesFrauenparlaments?
Ich freue mich, dass nach intensiven
Wochen der Vorbereitung und Kom-
missionsarbeiten nun die verschiede-
nenForderungen imFrauenparlament
dargelegt werden. Der politische Ge-
staltungswille und das Verlangen nach
Veränderung sind gross und werden
nun sichtbar. Und: dass die Frauen für
den politischen Alltag gerüstet und er-
mutigtwordensind,politischeWirkung
zu erzielen, indem sie beispielsweise
auch ein politisches Amt antreten.

Geburtsdatum: 31.März 1980
Beruf:Lehrerin
Wohnort:Brunnen
Lieblingsgericht:SpaghettiAglio, olio
& peperoncino
Lieblingsgetränk: Cola, Wein, Mine-
ralwasser
Lieblingsferienort: Strände in Italien
Lieblingstier:Pferd

KOPF DER WOCHE 116 Ukrainer dürfen arbeiten
23 Personenmit Schutzstatus S sind bei denArbeitsvermittlungszentren gemeldet.

Andreas Seeholzer

Gemäss dem Amt für Migration befin-
den sich 1023 Personenmit Schutzsta-
tus S im Kanton Schwyz. Davon sind
603 im erwerbsfähigen Alter (18–64).
Erwerbstätig sind 116 Personen. Dies
heisst es vonderSchwyzerRegierung in
derBeantwortungderKleinenAnfrage
«Ukrainer auf dem Arbeitsmarkt» der
beidenSVP-Kantonsräte SamuelLütolf
(Küssnacht)undRomanBürgi (Goldau).

Der Schutzstatus S erlaubt es
Schutzsuchenden, einer Arbeitstätig-
keit in der Schweiz nachzugehen. Die
Zulassungerfolgt bei einemAngestell-
tenverhältnis durch die kantonale
Arbeitsmarktbehörde auf Gesuch des
Arbeitgebers.

DreiGesuche
wurdenabgelehnt
InderKleinenAnfragewolltendiebei-
den Kantonsräte wissen, wie viele Uk-
rainermit SchutzstatusS sichzurzeit im
Kanton Schwyz befinden, wie viele
einer Arbeitstätigkeit nachgehen und
wievielebeiden regionalenArbeitsver-
mittlungszentrengemeldet sind.Bisam
31.August sindbeimAmt fürArbeit ins-
gesamt122GesucheumErteilungeiner
Arbeitsbewilligung für Personen mit
Schutzstatus S mit Stellenantritt im
Kanton Schwyz eingegangen. Davon
wurden116Gesuchebewilligt.DreiGe-
suchewurdenabgelehnt, unddreiwei-
tereGesuchewurdenvondenGesuch-
stellern zurückgezogen.

Per 31. August waren insgesamt 23
Personenmit SchutzstatusSbeiden re-
gionalen Arbeitsvermittlungszentren
in Goldau (11) und Lachen (12) gemel-

det. «Es ist darauf hinzuweisen, dass
diesePersonen auchohneAnmeldung
beimRAVZugangzumJob-Room,dem
Stellenportal der öffentlichen Arbeits-
vermittlung, haben», schreibt die
SchwyzerRegierung.GemässdemAmt
für Migration befinden sich 1023 Per-
sonen mit Schutzstatus S im Kanton
Schwyz.Davon sind603 imerwerbsfä-
higen Alter (18-64). Erwerbstätig sind

116 Personen, was einer Erwerbstäti-
genquote von 19,23Prozent entspricht.
Diese Erwerbstätigenquote liegt laut
Regierung über demgesamtschweize-
rischenDurchschnitt.

Sprache,Ausbildung
undUngewissheit
Gemäss demkürzlich imAugust ver-
öffentlichtenBericht der Forschungs-

stelle Sotomo liegen die Gründe,
warum Unternehmen von der Ein-
stellung einer Person mit Schutzsta-
tus S absehen, meistens bei den
ungenügenden Sprachkenntnissen,
den nicht passendenQualifikationen
und bei fehlenden langfristigen Per-
spektiven der Unternehmen auf-
grund der Beschränkung des Schutz-
status S auf ein Jahr.

Jetzt wird von der Regierung
eine Digital-Offensive gefordert
Bei derDigitalisierung gehe beimKanton zuwenig oder das Falsche. Bürgerliche Parlamentarier fordern
nun einen grossen Schritt vorwärts und sparen nichtmit Kritik.

Jürg Auf derMaur

Es ist ein Vorstoss, aber ein saftiger: In
einerMotion fordernnämlichnichtnur
neun Parlamentarier aus allen bürger-
lichen Fraktionen endlich Schritte
RichtungDigitalisierungbeimKanton.
Sie sparenauchnichtdaran, indirekt an
der diesbezüglichen bisherigen Arbeit
von Regierung und Verwaltung Kritik
zu üben.

Konkret: Das bisherige E-Govern-
ment-Gesetz sei zu revidieren und al-
lenfalls durchein eigentlichesDigitali-
sierungsgesetz zu ersetzen. Und: Für
den Kanton sei eine Digitalisierungs-
strategie zuerarbeiten.«DaseGov-Ge-
setz von 2007war gut gemeint, wurde
abernichtumgesetzt», begründetGLP-
PräsidentLorenz Ilg.Bevölkerungund
Unternehmen würden im Kanton
Schwyz seit Jahrenwarten,«dass esmit
derDigitalisierungvorwärtsgeht».For-
mulare sollen nicht mehr ausgedruckt
und unterschrieben werden müssen.
Und wer zum Beispiel im Kanton
Schwyz umziehe, solle nicht mehr auf
der Gemeindeverwaltung erscheinen
müssen.

Der Kanton Schwyz sei von «der-
artigen Vereinfachungen weit ent-
fernt», haltendieneunKantonsräte im
Motionstext fest.Nebenden fünfGLP-
Kantonsräten stellen sich auch Domi-
nikBlunschy,DieMitte, Schwyz,Alfred

Kälin, SVP, Einsiedeln, FDP-Präsident
Urs Rhyner, Schindellegi, und Stefan
Langenauer, DieMitte,Wollerau, hin-
ter die Forderungen.

Zweifel ambisherigenAmt
für Informatik
Konkret kritisiert Ilg denn auch, wie
dasTransparenzgesetz bezüglichDigi-
talisierungumgesetztworden sei.Die-
ses kommt Ende September nun erst-
mals zu tragen und forderte von den

Parteien Einsicht in die Budgets. Für
dieKandidierendenmusstengleichzei-
tig deren Verbindungen offengelegt
werden. «Der Prozess zur Erhebung
derDatenwar reichlich analogundmit
Medienbrüchengepflastert. Somusste
vondenParteien einFormular vonder
Homepage desKantons heruntergela-
den und anschliessend ausgefüllt,
unterschrieben und per E-Mail einge-
reicht werden.» Der Inhalt sei dann
wieder in einem anderen, neuen For-

mat publiziert worden. «Wir sind also
meilenweit entfernt von einemdigita-
len, durchgängigen Prozess», betont
Ilg.

KritisiertwirddennauchdieArbeit
der bisherigen E-Government-Kom-
mission. Es sollte, so heisst es im Vor-
stoss, darüber nachgedacht werden,
«dieKommissionneualsFachkommis-
sionaufzustellen».Diese soll vomKan-
tonsrat gewählt werden, wobei die
Hälfte allerMitgliederdieEinberufung
einer ausserordentlichen Sitzung ver-
langen können. Die Kommission soll
nichtnur regelmässig zusammensitzen
und «echte Kompetenzen» erhalten,
sondern in einem jährlichen Bericht
auch darlegen, was gemacht wurde.
Gefordertwird «eine umfangreichere,
tiefergehende Berichterstattung aus
der Kommission».

Vorgeschlagenwird –wiedas in an-
derenKantonenbereits gangundgäbe
ist – ein Zusammenarbeitsgremium.
Dieses soll dafür besorgt sein, dass
Kanton, Gemeinden und Bezirke und
weitere Körperschaften digital ver-
knüpft werden, wie es das Gesetz vor-
sehe.Dabeiwirddarangezweifelt, dass
das bisherige Amt für Informatik die
Digitalisierungzweckmässigumsetzen
könne. Deshalb wird auch gefordert,
die «Organisation für eine zweckmäs-
sigeundeffizienteUmsetzungzuüber-
prüfen».

Die Eingangstür zur Zeltstadt für ukrainische Flüchtlinge in Seewen. Bild: Andreas Seeholzer

GLP-Präsident Lorenz Ilg kritisiert in einer überparteilich eingereichten Motion die
bisherigen Digitalisierungsarbeiten beim Kanton. Bild: Erhard Gick
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